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Die Satzung der Kassenzahnarztlichen Vereinigung Sachsen (KZVS) vom 27. Marz 2004 wird
hiermit nach den zuletzt von der Vertreterversammlung vom 26. Juni 2004, 7. Juli 2007, 12.
November 2008, 25. November 2009, 1. Juni 2013, 26. November 2014, 25. Mai 2019, 2. Juli
2022 und 23. Oktober 2024 beschlossenen Anderungen in der Fassung der Genehmigung
des Sachsischen Staatsministerium flr Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt be-
kannt gegeben:

Satzung

der Kassenzahnarztlichen Vereinigung Sachsen (KZVS)
Korperschaft des offentlichen Rechts

L. Allgemeines

§1

Name, Sitz und Siegelfiihrung

(1) Die im Freistaat Sachsen zugelassenen Vertragszahnarzte, angestellte Zahnarzte,
die im Rahmen der vertragszahnarztlichen Versorgung in den zugelassenen medizi-
nischen Versorgungszentren oder die bei Vertragszahnarzten nach § 95 Abs. 9 SGB
V tatig sind und ermachtigte Krankenhauszahnarzte, die an der vertragszahnarztli-
chen Versorgung teilnehmen, bilden die Kassenzahnarztliche Vereinigung Sachsen
(KZVS).

(2) Die KZVS ist eine Kdrperschaft des 6ffentlichen Rechts, fihrt ein Dienstsiegel und
tragt die Bezeichnung ,Kassenzahnarztliche Vereinigung Sachsen®.

(3) Die KZVS hat ihren Sitz in Dresden.

§2
Aufgaben

(1) Die KZVS hat die ihr durch Gesetz ubertragenen Aufgaben zu erflllen.

(2) Die KZVS hat die Rechte und Interessen der in § 1 Abs. 1 genannten Mitglieder ge-
genuber den Krankenkassen und anderen Kostentragern sowie im Rahmen ihres
Aufgabenbereiches auch gegeniber sonstigen Stellen und der Offentlichkeit wahrzu-
nehmen.

(3) Die KZVS kann durch Beschluss der Vertreterversammlung fir ihre Mitglieder ande-
ren zweckdienlichen Organisationen beitreten, soweit dies zur Wahrnehmung ihrer
Interessen geboten ist.
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§3
Mitgliedschaft

(1) Die im Freistaat Sachsen zugelassenen Vertragszahnarzte, angestellte Zahnarzte,
die im Rahmen der vertragszahnarztlichen Versorgung in den zugelassenen medizi-
nischen Versorgungszentren oder die bei Vertragszahnarzten nach § 95 Abs. 9
SGB V tatig sind und ermachtigte Krankenhauszahnarzte, die an der vertragszahn-
arztlichen Versorgung teilnehmen, sind Mitglieder der KZVS.

Voraussetzung der Mitgliedschaft angestellter Zahnarzte in der KZVS ist, dass sie
mindestens zehn Stunden pro Woche beschaftigt sind. Zahnarzte, die mehrere mit-
gliedschaftsbegrindende Faktoren in sich vereinigen, werden nur einmal Mitglied der
KZVS.

(2) Die Mitgliedschaft endet

a) durch Tod,

b) durch wirksamen Verzicht auf die Zulassung zur vertragszahnarztlichen
Versorgung,

c) durch bestandskraftige Beendigung der Zulassung zur vertragszahnarztlichen
Versorgung,

d) mit der Aufgabe des Zahnarztsitzes im Freistaat Sachsen,

e) mit der wirksamen Beendigung des Anstellungsverhaltnisses,

f) durch wirksamen Verzicht auf die Ermachtigung,

g) durch bestandskraftigen Widerruf der Ermachtigung,

h) durch bestandskraftigen Widerruf der Genehmigung der Anstellung eines Zahnarz-
tes.

§4
Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Die Mitglieder sind nach den Bestimmungen der Satzung zur Vertreterversammlung
der KZVS wahlberechtigt und in die Organe wahlbar.

(2) Die Mitglieder sind berechtigt, die Einrichtungen der KZVS nach MalRgabe von Ge-
setz, Satzung und sonstigen Rechtsbestimmungen zu nutzen. Sie haben Anspruch
auf den auf sie fallenden Anteil an der Gesamtverglitung und den sonstigen Uber die
KZVS abgerechneten Vergitungen nach Maligabe der Satzung, des Honorarvertei-
lungsmafistabes und der Abrechnungsbestimmungen.

(3) Die Mitglieder sind berechtigt und verpflichtet, im Rahmen ihrer Zulassung, Ermachti-
gung oder Beteiligung, die zahnarztliche Versorgung einschliellich des Notfalldiens-
tes, mitzutragen. Die jeweiligen vertraglichen Bestimmungen sind flr sie verbindlich.
Die Einzelheiten des Notfalldienstes regelt eine Notfalldienstordnung.

(4) Die von der KZBV abzuschlieRenden Vertrage und die dazu gefassten Beschllisse
sowie die Bestimmungen Uber die Uberbezirkliche Durchflihrung der vertragszahn-
arztlichen Versorgung und den Zahlungsausgleich zwischen den Kassenzahnarztli-
chen Vereinigungen sowie die Richtlinien nach § 75 Abs. 7, § 92 und § 136 SGB V
sind fir die KZVS und ihre Mitglieder verbindlich.

(5) Ebenso sind die von der KZVS abgeschlossenen Vertrage einschlieRlich des allge-
meinen Inhalts der Gesamtvertradge sowie die Beschlusse der Organe der KZVS fur
die Mitglieder verbindlich.
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(6) Die Mitglieder sind verpflichtet, der KZVS Auskiinfte zu erteilen und die Unterlagen
vorzulegen, die zur Wahrnehmung der ihr nach dem Gesetz obliegenden Aufgaben
erforderlich sind.

(7) Die Mitglieder sind verpflichtet, sich in dem sich aus § 5 ergebenden Umfang fortzu-
bilden.

(8) Die Mitglieder haben die nach § 19 festgelegten Beitrage zu leisten.

(9) Uber Eintragungen und Streichungen im Zahnarztregister und in den Registerakten
beschlie3t der Vorstand. Er kann diese Aufgabe der Registerstelle Gbertragen.

§5
Vertragszahnarztliche Fortbildung

(1) Die vertragszahnarztliche Fortbildung erstreckt sich auf:

a) den Erwerb, die Aufrechterhaltung und Vertiefung des Wissens uber Inhalt und
Auswirkung der fUr die vertragszahnarztliche Tatigkeit jeweils mafligebenden ge-
setzlichen Bestimmungen, Verordnungen, Richtlinien und Vertrage sowie der erfor-
derlichen Kenntnisse Uber Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung,

b) die Aufrechterhaltung und Vertiefung des Wissens Uber die Beachtung des Gebo-
tes der wirtschaftlichen Behandlungs- und Verordnungsweise bei der Austibung der
vertragszahnarztlichen Tatigkeit.

(2) Die Umsetzung der Pflicht zur fachlichen Fortbildung (§ 95 d SGB V) hat gemaR den
Regelungen auf Bundesebene zwischen der Kassenzahnarztlichen Bundesvereini-
gung im Einvernehmen mit den zustandigen Arbeitsgemeinschaften der Kammern zu
erfolgen.

Il. Organe

§ 6

Vertreterversammlung und Vorstand

(1) Bei der KZVS werden eine Vertreterversammlung (VV) als Selbstverwaltungsorgan
sowie ein hauptamtlicher Vorstand gebildet. Die Wahl der Mitglieder der Vertreterver-
sammlung erfolgt nach einer Wahlordnung, welche von dieser beschlossen wird. Die
Wahlordnung ist Bestandteil der Satzung. Die Wahl des hauptamtlichen Vorstandes
erfolgt nach § 12 Abs. 2 der Satzung.

(2) Fur die Haftung der Mitglieder der Organe gelten die Vorschriften des § 42 Abs. 1 -3
SGB IV.

§7

Amtsdauer

(1) Die Amtsdauer der Mitglieder der Organe betragt sechs Jahre; sie endet ohne Ruck-
sicht auf den Zeitpunkt der Durchfihrung der Wahl jeweils mit dem Schluss des
sechsten Kalenderjahres. Die Gewahlten bleiben nach Ablauf dieser Zeit geschafts-
fuhrend im Amt, bis ihre Nachfolger das Amt antreten. Wiederwahl ist zulassig.
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Im Laufe der Amtszeit gewahlte Organmitglieder sind flir den Rest der Amtszeit ge-
wahlt.

(2) Die Mitgliedschaft in der Vertreterversammlung endet vor Ablauf der Wahlperiode

a) durch Verlust der Mitgliedschaft in der KZVS,

b) durch Eintritt der Voraussetzungen fiir den Verlust des aktiven und passiven Wahl-
rechts nach § 4 Abs. 3 der Wahlordnung der KZVS,

c) durch Niederlegung des Amtes. Diese ist schriftlich gegenlber dem Vorsitzenden
der Vertreterversammlung anzuzeigen.

(3) Das Amt eines Vorstandsmitgliedes endet vor Ablauf der Wahlperiode

a) durch Verlust der Geschaftsfahigkeit,

b) durch Verlust der burgerlichen Ehrenrechte,

¢) durch Kindigung des Dienstvertrages seitens des Vorstandsmitgliedes gemaf den
dienstvertraglichen Vereinbarungen,

d) durch Amtsenthebung oder Entbindung vom Amt seitens der Vertreter-versamm-
lung,

e) durch Tod.

§8
Amtsfuhrung

(1) Die Mitglieder der Organe haben die ihnen Gbertragenen Aufgaben uneigenntitzig
und verantwortungsbewusst wahrzunehmen.

(2) Die Mitgliedschaft in der Vertreterversammlung sowie in den Ausschussen ist ehren-
amtlich. Die Mitgliedschaft im Vorstand ist hauptamtlich. Sofern Zahnarzte in den Vor-
stand gewanhlt werden, kénnen diese eine zahnarztliche Nebentatigkeit austiben. Ein-
zelheiten regelt der Vorstandsdienstvertrag.

(3) Fir die Mitglieder der KZVS qilt die Reisekosten- und Entschadigungsordnung der
KZV Sachsen. Diese ist Bestandteil der Satzung.

§9

Vertreterversammlung der KZVS
(1) Die Vertreterversammlung besteht aus 40 Mitgliedern der KZVS.
(2) Die Vertreterversammlung gibt sich eine Geschaftsordnung.

(3) Die Vertreterversammlung wahlt in der konstituierenden Sitzung in geheimer und un-
mittelbarer Wahl in zwei getrennten Wahlgangen den Vorsitzenden der Vertreterver-
sammlung sowie seine vier Stellvertreter. Bei der Wahl des Vorsitzenden der Vertre-
terversammlung ist eine Stimmenmehrheit aller bei der konstituierenden Sitzung an-
wesenden stimmberechtigten Mitglieder erforderlich. Kommt im ersten Wahlgang eine
Stimmenmehrheit nicht zustande, so ist der Wahlgang zu wiederholen. Bei mehr als
zwei Bewerbern werden fiir diesen Wahlgang nur die zwei Bewerber mit den héchs-
ten Stimmenzahlen zur Wahl gestellt. Bei Stimmengleichheit erfolgt eine Stichwahl
zwischen den Bewerbern mit der gleichen Stimmenzahl. Kommt auch dann eine
Stimmenmehrheit nicht zustande, wird die Wahl wiederholt.
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Bei der Wahl der vier Stellvertreter hat jedes Mitglied vier Stimmen, wobei es einem
Bewerber nur eine Stimme geben kann. Gewahlt sind die vier Bewerber, die die
héchsten Stimmenzahlen auf sich vereinigen. Der Bewerber mit der hdchsten Stim-
menzahl wird der erste Stellvertreter, entsprechend folgen die Ubrigen Vertreter nach.
Bei Stimmengleichheit entscheidet das vom altesten Mitglied der Vertreterversamm-
lung zu ziehende Los.

(4) Jedes Mitglied der Vertreterversammlung der KZVS ist in der Vertreterversammlung
antrags- und stimmberechtigt.

(5) In jedem Kalenderjahr findet mindestens eine Vertreterversammlung statt. Die Ge-
schaftsordnung der Vertreterversammlung regelt die weiteren Modalitaten.

(6) Der Vorsitzende der Vertreterversammlung kann in dringenden Fallen eine Vertreter-
versammlung mit einer Anklindigungsfrist von mindestens zwei Wochen unter An-
gabe der Tagesordnung einberufen.

(7) Ferner muss eine Vertreterversammlung vom Vorsitzenden der Vertreterversamm-
lung spatestens vier Wochen nach Eingang des Antrages unter Angabe der Tages-
ordnung einberufen werden, wenn der Vorstand oder mehr als ein Drittel der Vertre-
terversammlung dies unter Angabe der Griinde fordert.

(8) Die Vertreterversammlung wird vom Vorsitzenden der Vertreterversammlung geleitet.
Bei Verhinderung des Vorsitzenden tUbernimmt der erste Stellvertreter, bei dessen
Verhinderung der nachstfolgende anwesende Stellvertreter die Versammlungsleitung.

(9) Die Sitzungen der Vertreterversammlung sind fur die Mitglieder der KZVS 6ffentlich,
soweit die Sitzungen sich nicht mit personellen Angelegenheiten oder Grundsticks-
geschaften befassen. Die Vertreterversammlung kann Mitarbeitern der KZVS die An-
wesenheit gestatten. Uber das Teilnahmerecht von weiteren Personen entscheidet
die Vertreterversammlung durch Beschluss. Die Vertreterversammlung kann die Of-
fentlichkeit durch Beschluss fiir einzelne Beratungspunkte ausschlief3en.

(10) Die Einzelheiten der Einberufung der Vertreterversammlung und der Durchflihrung
ihrer Sitzungen regelt die Geschaftsordnung der Vertreterversammlung. Fir die kon-
stituierende Sitzung der Vertreterversammlung gilt auerdem die Wahlordnung.

§10
Aufgaben und Befugnisse der Vertreterversammlung

Der Beschlussfassung durch die Vertreterversammlung sind neben allen sonstigen durch
Gesetz oder Satzung Ubertragenen Aufgaben insbesondere vorbehalten

- Beschluss und Anderung der Satzung, der Wahlordnung, der Geschéftsordnung
der Vertreterversammlung, der Notdienstordnung, der Disziplinarordnung und Rei-
sekosten- und Entschadigungsordnung,

- Wahl des Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden der Vertreterver-
sammlung,

- Wahl des Vorstandes,

- Wahl der Mitglieder von Ausschissen und ihrer Stellvertreter,

- Feststellung des Haushalts- und Stellenplanes,

- Entscheidung tber den Abschluss der Vorstandsdienstvertrage,

- Abnahme der Prifung der Jahresrechnung und Entlastung des Vorstandes,

- Genehmigung beim Erwerb sowie der Verauflierung und Belastung von Grundbe-
sitz, Genehmigung der Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen,
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- Festsetzung der Beitrage,

- Errichtung einer Widerspruchsstelle gemaR § 85 Abs. 2 Nr. 2 SGG,

- Genehmigung des Beitrittes zu anderen Organisationen gemaR § 2 Abs. 3,

- Wahl der Vertreter zur Vertreterversammlung der Kassenzahnarztlichen Bundes-
vereinigung in unmittelbarer und geheimer Wahl,

- Wahl der zahnarztlichen Mitglieder des Landesausschusses und der Mitglieder des
Landesschiedsamtes,

- Uberwachung des hauptamtlichen Vorstandes,

- Vertretung der KZVS gegenlber dem hauptamtlichen Vorstand,

- Festsetzung des Honorarverteilungsmalfstabes,

- Bestellung der Vertragsgutachter und Obergutachter gemal Bundesmantelvertrag.

§ 11

Beratung und Beschlussfassung der Vertreterversammiung

(1) Die Beschlussfassung der Vertreterversammlung erfolgt in ordnungsgemaf einberu-
fenen Sitzungen oder elektronisch bzw. schriftlich. Widerspricht mindestens ein Drittel
der Mitglieder der Vertreterversammlung der schriftlichen oder elektronischen Abstim-
mung, so ist Uber die Angelegenheit in der nachsten Sitzung zu beraten und abzu-
stimmen. Naheres regelt die Geschéaftsordnung.

(2) Uber die Sitzung der Vertreterversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Antrage
und BeschllUsse missen in ungekirztem Wortlaut wiedergegeben werden. Naheres
regelt die Geschaftsordnung.

(3) Die Vertreterversammlung ist beschlussfahig, wenn nach ordnungsgemalier Einla-
dung die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Ist die Vertreter-
versammlung mangels Mehrheit nicht beschlussfahig, so kann auf Antrag eines Mit-
gliedes in der folgenden, ordnungsgemal und unter Hinweis auf diese Bestimmun-
gen der Satzung einberufenen Sitzung Uber den gleichen Gegenstand der Abstim-
mung ohne Rucksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlossen werden.

(4) Fir alle Abstimmungen gilt, soweit nicht die Satzung etwas anderes bestimmt, die
einfache Mehrheit der abgegebenen giiltigen Ja- oder Nein-Stimmen. Stimmengleich-
heit bedeutet Ablehnung. Ergibt sich die Stimmengleichheit bei einer schriftlichen Ab-
stimmung, wird Uber die Angelegenheit in der nachsten Sitzung der Vertreterver-
sammlung beraten und erneut abgestimmt.

(5) Die Anderung der Satzung bedarf einer Mehrheit von zwei Drittel der Mitglieder der
Vertreterversammlung.

(6) Ein Mitglied der Vertreterversammlung darf bei der Beratung und Abstimmung nicht
anwesend sein, wenn ein Beschluss ihm selbst, einer ihm nahestehenden Person (§
383 Abs. 1 Nr. 1 — 3 ZPO) oder einer von ihm vertretenen Person einen unmittelba-
ren Vorteil oder Nachteil bringen kann.

(7) Der Vorstand nimmt an der Vertreterversammlung mit Rede-, Antrags- und Vor-
schlagsrecht teil. Absatz 6 gilt entsprechend.
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§12
Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus

- dem Vorsitzenden,
- dem stellvertretenden Vorsitzenden.

(2) Die Wahl des Vorstandes erfolgt in der konstituierenden Sitzung der Vertreterver-
sammlung. Wahlbar sind nur solche Bewerber, fur die der Vertreterversammlung zu-
vor vom Findungsgremium die Ergebnisse der Sondierungsgesprache gem. § 15
Abs. 3 vorgelegt worden sind. Die Vertreterversammlung wahlt in getrennten und ge-
heimen Wahlgangen den Vorstand und aus seiner Mitte den Vorsitzenden und den
Stellvertreter. Die Vertreterversammlung hat bei ihrer Wahl darauf zu achten, dass
die Mitglieder des Vorstandes die erforderliche fachliche Eignung fur inren jeweiligen
Geschéaftsbereich besitzen. Mindestens ein Vorstandsmitglied soll dabei tber mehr-
jahrige Erfahrungen als Vertragszahnarzt verfligen.

Jedes Mitglied der Vertreterversammlung hat zwei Stimmen, wobei einem Bewerber
nur eine Stimme gegeben werden kann. In den Vorstand gewahlt sind die beiden Be-
werber, die jeweils die Mehrheit der Stimmen aller anwesenden stimmberechtigten
Mitglieder erzielen. Erzielt keiner oder nur ein Bewerber die erforderliche Mehrheit, ist
der Wahlgang zu wiederholen. In diesem Wahlgang wird der Bewerber, der bereits im
ersten Wahlgang die erforderliche Mehrheit erreicht hat, nicht mehr zur Wahl gestellt.
Verbleiben bei noch zwei zu wahlenden Mitgliedern des Vorstandes mehr als drei Be-
werber bzw. bei noch einem zu wahlenden Mitglied des Vorstandes mehr als zwei
Bewerber, wird fur diesen Wahlgang zudem der Bewerber mit der niedrigsten Stim-
menanzahl nicht mehr zur Wahl gestellt. Haben mehrere Bewerber die niedrigste
Stimmenanzahl, so wird keiner von ihnen ausgeschlossen. Kommt erneut die erfor-
derliche Mehrheit nicht zustande, so ist analog zu verfahren, bis nur noch drei bzw.
zwei Bewerber zur Wahl stehen. Erreicht auch dann keiner der Bewerber die erfor-
derliche Mehrheit, so wird die Wahl vertagt. Das Findungsgremium wird beauftragt,
kurzfristig das Verfahren nach § 15 Abs. 3 einzuleiten. Vom Vorsitzenden der Vertre-
terversammlung ist zeitnah nach § 9 Abs. 6 eine aulRerordentliche Vertreterversamm-
lung einzuberufen. Ist nur ein Bewerber vorhanden und erreicht er die erforderliche
Mehrheit nicht, so wird diese Wahl wiederholt. Kommt erneut keine Mehrheit zu-
stande, so wird diese Wahl vertagt. Die Satze 14 und 15 gelten entsprechend. In ei-
nem weiteren Wahlgang wird sodann der Vorsitzende des Vorstandes gewahlt. Jedes
Mitglied der Vertreterversammlung hat eine Stimme. Gewahlt ist der Bewerber, der
die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalt. Kommt die erforderliche Mehrheit im
ersten Wahlgang nicht zustande, so ist der Wahlgang zu wiederholen. Kommt erneut
die erforderliche Mehrheit nicht zustande, so wird die Wahl wiederholt.

(3) Ist das gewahlte Vorstandsmitglied ein Mitglied der Vertreterversammlung, endet die
Mitgliedschaft in der Vertreterversammlung mit der Annahme des Vorstandsmanda-
tes. Fur ein Mitglied der Vertreterversammlung, das in den Vorstand gewahlt wird,
rickt am Tag nach der Annahme der Wahl ein neues Mitglied nach.

(4) Der Beschluss Uber eine Enthebung oder Entbindung vom Amt muss mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Vertreterversammlung gefasst
werden.

(5) Fur die Entbindung oder Enthebung vom Amt gelten gemaR § 79 Abs. 6 SGB V die
Vorschriften des § 59 Abs. 2 und 3 SGB IV entsprechend.
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(6) Der Abschluss, die Veranderung oder die Beendigung von Vertragen mit Vorstands-
mitgliedern wird durch den Vorsitzenden der Vertreterversammlung vorgenommen
bzw. ausgesprochen.

(7) Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit aus, so ist eine Nachwahl fur
die verbleibende Amtszeit entsprechend § 15 Abs. 3 vorzunehmen.

(8) In der Regel soll der Vorstand einmal pro Monat eine Sitzung einberufen, an der ne-
ben dem Vorstand auch der Vorsitzende der Vertreterversammlung sowie seine Stell-
vertreter teilnehmen. Der Vorsitzende der Vertreterversammlung sowie seine Stellver-
treter bilden den Erweiterten Beratungskreis (EBK). Dieser berat den Vorstand bei
der Erflllung seiner Aufgaben.

§13
Aufgaben und Befugnisse des Vorstandes

(1) Der Vorstand vertritt die KZVS gerichtlich und auf3ergerichtlich, soweit Gesetz oder
sonstiges Recht nichts Abweichendes bestimmen. Im Rahmen der vom Vorstand auf-
zustellenden Richtlinien wird das Vertretungsrecht des Vorstandes durch jedes Vor-
standsmitglied allein bzw. durch die Vorstandsmitglieder gemeinsam ausgeubt. Er
nimmt die Aufgaben der KZVS wahr, soweit sie nicht der Vertreterversammlung vor-
behalten sind. Der Vorstand ist im Bedarfsfall berechtigt, anderen Personen Voll-
macht zu erteilen.

(2) Innerhalb der vom Vorstand erlassenen Richtlinien verwaltet jedes Mitglied des Vor-
standes seinen Geschaftsbereich eigenverantwortlich. Bei Meinungsverschiedenhei-
ten entscheidet der Vorstand; bei Stimmengleichheit entscheidet nach Beratung
durch den EBK der Vorsitzende.

(3) Dem Vorstand obliegt insbesondere

- die Aufstellung des Haushalts- und Stellenplanes und der Jahresrechnung,

- die Einstellung und Kiindigung von Mitarbeitern,

- die Aufstellung von Vorschlagslisten fir die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit,

- die Durchfuhrung der Beschlisse der Vertreterversammlung,

- der Abschluss, die Anderung und die Kiindigung von Vertragen Uber die zahnarztli-
che Versorgung,

- die Aufstellung von Richtlinien flir den Vorstand,

- Bericht gegenlber dem Vorsitzenden der Vertreterversammlung aus wichtigen
Anlassen,

- die Vertretung der KZVS in den Gremien der KZBV,

- die Bestellung der Vertragsgutachter und Obergutachter gem. Bundesmantelver-
trag bis zur nachsten turnusmaRigen Vertreterversammliung,

- sonstige Aufgaben, die durch Gesetz oder sonstiges fur die KZVS malRgebendes
Recht dem Vorstand zugewiesen werden.

(4) Der Vorstand ist berechtigt, ein Mitglied der KZVS vorzuladen, wenn es zur Klarung
einer Angelegenheit, die die Belange der KZVS betrifft, erforderlich ist. Das Mitglied
erhalt keine Kostentibernahme im Sinne der Reisekosten- und Entschadigungsord-
nung, wenn es zu einem Gesprach nach diesem Absatz geladen ist.

(5) Der Vorstand ist berechtigt, zur Beratung oder zur Vorbereitung von Entscheidungen
Berater oder Vorbereitungsausschisse sowie im Einvernehmen mit der Vertreterver-
sammlung Referenten zu berufen, soweit nicht Gesetz, Satzung oder Vertrage Ande-
res bestimmen.
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lil. Organisation

§ 14
Ausschiisse und Gutachter

(1) Zur Bearbeitung bestimmter Aufgaben kénnen von der Vertreterversammlung Aus-
schusse und Gutachter gewahlt werden. Je nach Anzahl der zu wahlenden Mitglieder
des Ausschusses sind Stellvertreter in ausreichender Zahl zu wahlen. Blockwahlen
sind zulassig, soweit kein Mitglied der Vertreterversammlung widerspricht.

Kommt eine Mehrheit hierbei nicht zustande, ist Uber die Kandidaten erneut in ge-
trennten Wahlgangen abzustimmen.

(2) Die von der Vertreterversammlung eingesetzten Ausschisse wahlen in ihrer ersten
Sitzung aus ihrer Mitte einen Ausschussvorsitzenden. Die Einberufung von Aus-
schusssitzungen sowie die Sitzungsleitung obliegen dem Ausschussvorsitzenden.

(3) Als standige Ausschiisse bestehen neben den durch Gesetz oder Vertrag vorgesehe-
nen Ausschissen der Finanzausschuss, der Satzungsausschuss und der Disziplinar-
ausschuss. Weitere, von der Vertreterversammlung eingesetzte Ausschisse, mit
Ausnahme des Findungsgremiums, werden mit Ablauf der Amtsperiode der Vertreter-
versammlung aufgelost.

(4) Die Ausschiisse konnen Sachverstandige beratend zu ihren Sitzungen hinzuziehen.

(5) Die Zugehorigkeit zu einem Ausschuss endet, soweit durch Gesetz oder diese Sat-
zung nichts Abweichendes geregelt wird,

a) mit Ablauf der Amtsdauer der Organe der KZVS, wobei die Ausschussmitglieder
das Amt vorlaufig bis zur Neuberufung des Ausschusses weiterflihren,

b) nach Erledigung der Ubertragenen Aufgaben,

¢) nach Abberufung durch das bestellende Organ,

d) durch Niederlegung des Amtes,

e) bei Wegfall der gesetzlichen Grundlagen.

(6) Die Ausschlsse bedienen sich, soweit durch Gesetz oder Vertrag nichts Abweichen-
des geregelt ist, zur Durchflihrung ihrer Aufgaben der KZVS.

(7) Die Bestimmungen uber die Sitzung der Vertreterversammlung gelten fur die Aus-
schisse, soweit nichts Abweichendes geregelt ist, entsprechend.

§15
Findungsgremium

(1) Fur die Vorbereitung der Wahl des Vorstandes der KZV Sachsen setzt die Vertreter-
versammlung in der Regel 12 Monate vor Ablauf der Amtszeit ein Findungsgremium
ein. Diesem gehoren der Vorsitzende der Vertreterversammlung, seine Stellvertreter
sowie die Vorsitzenden des Satzungsausschusses und des Finanzausschusses an.

(2) Das Findungsgremium gibt sich in seiner ersten Sitzung gemal’ § 14 Abs. 2 einen
Vorsitzenden, der die Sitzungen des Findungsgremiums leitet. Uber die Sitzungen ist
eine Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen ist.
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(3) Das Findungsgremium veranlasst rechtzeitig unter Angabe einer Bewerbungsfrist die
Ausschreibung im Mitgliederrundschreiben. Bewirbt sich ein Mitglied des Findungs-
gremiums um einen Sitz im zukunftigen Vorstand, so scheidet es von Amts wegen mit
sofortiger Wirkung aus dem Findungsgremium aus. Nach Abschluss der Bewer-
bungsfrist hat das Findungsgremium Vorschlage fir die inhaltliche Ausgestaltung der
Vorstandsdienstvertrage zu erarbeiten. Der Vorsitzende des Findungsgremiums soll
unter Berucksichtigung dieser Vorschlage Sondierungsgesprache mit moglichen Be-
werbern fuhren. Das Findungsgremium hat sich Uberdies tber die fachliche Eignung
der einzelnen Kandidaten zu informieren. Hierfir sind mit jedem Bewerber Gespra-
che zu flhren. Die Bewerber sind den Mitgliedern der Vertreterversammlung gemein-
sam mit den Unterlagen gemaf § 4 Abs. 2 der Geschéaftsordnung bekannt zu geben.
Uber die Ergebnisse der Sondierungsgesprache sowie die Erkenntnisse zur fachli-
chen Eignung der Kandidaten berichtet der Vorsitzende des Findungsgremiums in
der Vertreterversammlung.

Die jeweiligen Kandidaten sind bei der Vorstellung der sie betreffenden Ergebnisse
anwesend und haben das Recht, sich zu aufiern.

(4) Die Entscheidung Uber den Abschluss der Vorstandsdienstvertrage mit den Vor-
standsmitgliedern ist der Vertreterversammlung vorbehalten. Die Dienstvertrage mit
den Mitgliedern des Vorstandes sind vom Vorsitzenden der Vertreterversammlung zu
unterzeichnen.

(5) Die Amtsdauer des Findungsgremiums endet mit der Wahl des Vorstandes durch die
Vertreterversammlung.

§16
Finanzausschuss

(1) Der Finanzausschuss besteht aus drei Mitgliedern der Vertreterversammlung der
KZVS.

(2) Der Finanzausschuss hat die Aufgabe:

a) die ordnungsgemalle Kassen- und Rechnungsfilhrung der KZVS stichproben-
weise zu Uberprifen; hiermit kann er auch seinen Vorsitzenden allein oder ein an-
deres Ausschussmitglied beauftragen,

b) den Jahresbericht der Prifstelle gemal § 21 Abs. 2 der Satzung zu prifen und
am Abschlussgesprach teilzunehmen.

(3) Der Finanzausschuss berat den Vorstand bei der Aufstellung des Haushaltsplanes.

§17
Disziplinarausschuss

(1) Die KZVS verhangt in den gesetzlich und vertraglich vorgesehenen Fallen, soweit
notwendig, DisziplinarmalRnahmen gegen ihre Mitglieder sowie die nach § 95 Abs. 4
SGB V Ermachtigten, um sie zur Erfullung ihrer vertragszahnarztlichen Pflichten an-
zuhalten. Die Auslibung der Disziplinarbefugnis wird grundsatzlich auf den Diszipli-
narausschuss ubertragen, das Nahere ist in der Disziplinarordnung gemaf § 81 Abs.
5 SGB V geregelt. Diese ist Bestandteil der Satzung.

(2) Der Disziplinarausschuss besteht aus vier zahnarztlichen Mitgliedern und einem Ju-
risten mit der Befahigung zum Richteramt als Vorsitzendem.
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(3) Bei geringflgigen VerstéRen kann der Vorstand der KZVS von der Einleitung eines
férmlichen Verfahrens absehen. Er kann gegen ein Mitglied eine Verwarnung oder
einen Verweis verhangen.

Gegen die Entscheidung des Vorstandes kann das Mitglied Widerspruch erheben.
Der Widerspruch muss binnen vier Wochen nach Zustellung der Entscheidung schrift-
lich beim Vorstand der KZVS erhoben werden. Durch den Widerspruch wird die vom
Vorstand getroffene Entscheidung unwirksam. In diesem Fall wird ein ordentliches
Disziplinarverfahren durchgefihrt.

(4) Disziplinarische GeldbuRen und Verfahrenskosten kénnen, soweit sie nicht zur De-
ckung der Kosten des Ausschusses notwendig sind, fur wohltatige Zwecke zuriickge-
stellt werden.

§18
Satzungsausschuss

(1) Der Satzungsausschuss besteht aus drei Mitgliedern der Vertreterversammlung der
KZVS.

(2) Der Satzungsausschuss bereitet die Anderunger!.und Erganzungen der Satzung so-
wie der anderen Ordnungen vor. Er ist vor jeder Anderung oder Erganzung der Sat-
zung bzw. Ordnung zu hdéren.

Iv. Haushalt

§19
Aufbringung und Verwaltung der Mittel

(1) Die Mittel der KZVS werden von den Mitgliedern durch Beitrage aufgebracht, die in
festen Satzen bestehen und/oder nach einem Vomhundertsatz der von der KZVS ab-
gerechneten Vergltungen berechnet werden kénnen.

(2) Die Beitrage sind so zu bemessen, dass sie fir die Durchflihnrung der Aufgaben der
KZVS ausreichen. Die Vertreterversammlung beschliel3t die Art der Beitragsbemes-
sung und setzt deren Héhe jeweils im Haushaltsplan fest.

(3) Die KZVS ist berechtigt, fir mit besonderem Aufwand verbundene Verwaltungstatig-
keiten Gebuhren zu erheben. Die Art der Verwaltungstatigkeiten und deren GebUuh-
renhéhen werden mit dem jahrlichen Haushaltsplan durch die Vertreterversammliung
der KZVS festgestellt.

(4) Die Beitrage werden von den Vergtitungen einbehalten oder - sofern Vergltungen
hierflr nicht zur Verfigung stehen - in Rechnung gestellt. Der Vorstand kann in Aus-
nahmefallen Beitrage stunden oder erlassen, wenn die Einziehung fir den Schuldner
eine nicht vertretbare wirtschaftliche Harte bedeuten wirde.

(5) Die Verwendung der Mittel erfolgt nach Weisungen des Vorstandes im Rahmen des
Haushaltsplanes.

(6) Soweit Beitragseinnahmen eines Jahres nicht fur die Aufgaben der KZVS gebraucht
werden, beschliel3t die Vertreterversammlung Gber die weitere Verwendung.
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(7) Das fur die Durchfiihrung der Aufgaben gebildete Vermogen ist Eigenvermdgen der
KZVS und wird vom Vorstand unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften verwal-
tet; Gber die Verwendung des Vermdgens beschliel3t die Vertreterversammlung.

§20
Haushaltsplan

Flr das Haushalts- und Rechnungswesen gelten die Vorschriften der §§ 67 - 70, Abs. 1 und
5,8§872-77 Abs. 1,8§§ 78 und 79 Abs. 1 und 2 SGB 1V, fur das Vermdgen gelten die §§ 80
und 85 SGB |V entsprechend.

§ 21
Priifung der Betriebs-, Wirtschafts- und Rechnungsfiihrung

(1) Fir die Betriebs-, Wirtschafts- und Rechnungsfiihrung gelten die von der Kassen-
zahnarztlichen Bundesvereinigung aufgestellten Richtlinien.

(2) Die KZVS hat ihre Einnahmen und Ausgaben nach Ablauf jedes Rechnungsjahres
durch eine geeignete Prufstelle (unabhangiger Wirtschaftsprifer oder die Prifstelle
der KZBV) prifen zu lassen.

(3) Der Prifbericht wird zur Einsicht fur die Mitglieder der KZVS vierzehn Tage unter Be-
kanntgabe der Auslegungsfrist in der Geschaftsstelle der KZVS ausgelegt. Prifungs-
bemerkungen und Einwendungen der Mitglieder sind der Vertreterversammlung vor-
zulegen.

V. Schlussbestimmungen

§ 22
Verwaltungsverfahren

Verwaltungsverfahren werden, soweit technisch mdéglich und rechtlich zulassig, elektronisch
gefuhrt.

§23
Bekanntmachungen

Bekanntmachungen der KZVS erfolgen digital im Mitgliederrundschreiben oder nach Hinweis
im vorgenannten Medium unter Nutzung des Internetauftritts der KZVS. Das Mitgliederrund-
schreiben kann auf Wunsch gebuihrenpflichtig in analoger Form zur Verfligung gestellt wer-
den. Es wird auf § 19 Abs. 3 dieser Satzung verwiesen.

§24
Schweigepflicht

(1) Die Mitglieder der Organe und Ausschusse der KZVS sowie alle dbrigen Funktions-
trager der KZVS und die Mitarbeiter der KZVS sind verpflichtet, die ihnen durch ihre
Tatigkeit bekannt werdenden Umstéande nicht unbefugt zu offenbaren; hierzu gehort
auch die Wahrung der Akten vor unbefugtem Einblick.
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(2) Die Mitglieder der Organe der KZVS und die Mitglieder der Ausschiisse sind durch
den Vorsitzenden der Vertreterversammlung und die Mitarbeiter durch den Vorstand
auf dieses Schweigegebot zu verpflichten.

§25
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Diese Satzung wurde vom Sachsischen Staatsministerium fir Soziales und Gesellschaftli-
chen Zusammenhalt genehmigt.

Die vorstehende Satzung vom 27. Mérz 2004 unter Beriicksichtigung der Anderungen vom
26. Juni 2004, 7. Juli 2007, 12. November 2008, 25. November 2009, 1. Juni 2013, 26. No-
vember 2014, 25. Mai 2019, 2. Juli 2022 und 23. Oktober 2024 wird hiermit ausgefertigt und
im Mitgliederrundschreiben der KZVS sowie unter www.zahnaerzte-in-sachsen.de verdffent-
licht.

Dresden%c;/eqn ZZ//VO mfnb%' Z@Z V O / .

Dr. med. Thomias Breyer Dr. medf.bblger Weilig
Vorsitzepdey/der Vorsitzender des
Vertreterversammiung der KZVS Vorstandes der KZVS



Genehmigungsvermerk

Die dargelegte Satzung wurde gemaR §§ 81 Absatz 1 Satz2 und 78 Absatz1 SGBV
i. V. m. § 4 Absatz 1 SachsAGSGB mittels Bescheid des Sachsischen Staatsministeriums fr
Soziales, Gesundheit und Gesellschaftlichen Zusammenhalt vom 17. Marz 2025, Aktenzei-
chen: 55-5222/55/8-2024/237278, genehmigt.

Dresden, 17. Mérz 2025 Sachsisches Staatsministerium fir Soziales,
Gesundheit und Gesellschaftlichen Zusammenhalt

y 1/ 7 )

Annett Oertel
Referatsleiterin




	I.  Allgemeines
	Aufgaben
	Rechte und Pflichten der Mitglieder
	Vertragszahnärztliche Fortbildung
	II.  Organe

	Beratung und Beschlussfassung der Vertreterversammlung
	Aufgaben und Befugnisse des Vorstandes

	Finanzausschuss
	Disziplinarausschuss
	Satzungsausschuss
	IV.  Haushalt
	Aufbringung und Verwaltung der Mittel
	Haushaltsplan
	Verwaltungsverfahren


	In-Kraft-Treten

